
Anlage II

Entwurf

Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungs-
gebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) der Gemeinde Rosen-

dahl vom [Datum]

Neue Fassung: Derzeit geltende Fassung:

Aufgrund

1. von § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666),

2. der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung
öffentlicher Straßen (StrReinG) vom 18.12.1975
(GV NRW S. 706),

3. der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom
21.10.1969 (GV NRW S. 712)

- in den jeweils gültigen Fassungen -

hat der Rat der Gemeinde Rosendahl am (Datum)
folgende Satzung beschlossen:

Aufgrund

1. der §§ 7, 8, 9 und 41 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. S.
666 - SGV. NRW. 2023),

2. der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung
öffentlicher Straßen für das Land Nordrhein-
Westfalen - Straßenreinigungsgesetz - (StrReinG
NRW) vom 18.12.1975 (GV. NW. S. 706 - SGV.
NRW. 2061), und

3. der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom
21.10.1969 (GV. NW. S. 712 - SGV. NW. 610)

- in den jeweils gültigen Fassungen -

hat der Rat der Gemeinde Rosendahl in seiner Sitzung
am 11. Dezember 1986 folgende Satzung beschlos-
sen:

§ 1
Inhalt der Reinigungspflicht

(1) Die Gemeinde betreibt die Reinigung der dem
öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wege
und Plätze (öffentliche Straßen) innerhalb der ge-
schlossenen Ortslagen, bei Bundesstraßen, Lan-
desstraßen und Kreisstraßen jedoch nur der
Ortsdurchfahrten, als öffentliche Einrichtung, so-
weit die Reinigung nicht nach §§ 2 ff. dieser Sat-
zung den Grundstückseigentümern übertragen
wird. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht
belastet, so tritt an die Stelle des Eigentümers der
Erbbauberechtigte.

(2) Die Reinigung umfasst die Straßenreinigung
sowie die Winterwartung der Gehwege und
der Fahrbahnen. Die Straßenreinigung bein-
haltet die Entfernung aller Verunreinigungen
von der Straße, die die Hygiene oder das
Stadtbild nicht unerheblich beeinträchtigen o-
der eine Gefährdung des Verkehrs darstellen
können. Die Reinigungspflicht der Gemeinde
beinhaltet als Winterwartung insbesondere das
Schneeräumen sowie das Bestreuen an den ge-
fährlichen Stellen der verkehrswichtigen Straßen
bei Schnee- und Eisglätte. Art und Umfang der
Reinigungspflichten der Anlieger ergeben
sich aus den §§ 2 – 4 dieser Satzung.

(3) Als Gehwege im Sinne dieser Satzung gelten
- alle selbständigen Gehwege,
- die gemeinsamen Fuß- und Radwege

§ 1
Allgemeines

(1) Die Gemeinde betreibt die Reinigung der dem
öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wege
und Plätze (öffentliche Straßen) innerhalb der ge-
schlossenen Ortslage, bei Bundesstraßen, Lan-
desstraßen und Kreisstraßen jedoch nur der Orts-
durchfahrten, als öffentliche Einrichtung, soweit
die Reinigung nicht nach § 2 den Grundstücksei-
gentümern übertragen wird. Die Reinigungspflicht
umfasst die Reinigung der Fahrbahnen und der
Gehwege. Zur Fahrbahn gehören auch die Trenn-
streifen, befestigte Seitenstreifen, die Bushalte-
stellenbuchten, Parkbuchten sowie die Radwege.
Gehwege sind alle Straßenteile, deren Benutzung
durch Fußgänger vorgesehen oder geboten ist; als
Gehwege gelten auch die gemeinsamen Rad- und
Gehwege nach § 41 Abs. 2 StVO. In Fußgänger-
zonen ist bei der Winterwartung von den Anliegern
ein Streifen von 1,50 m Breite, gemessen von der
jeweiligen gemeinsamen Grenze zwischen den
angrenzenden Anliegergrundstücken der öffentli-
chen Verkehrsfläche zu räumen und zu streuen.

(2) Zur Reinigung gehört auch die Winterwartung.
Diese umfasst insbesondere das Schneeräumen
auf den Fahrbahnen und Gehwegen sowie das
Bestreuen der Gehwege, Fußgängerüberwege
und gefährlichen Stellen auf den Fahrbahnen bei
Schnee- oder Eisglätte.

(3) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht be-
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(Zeichen 240 StVO),
- alle erkennbar abgesetzt für die Benut-

zung durch Fußgänger vorgesehenen
Straßenteile sowie

- Gehbahnen in 1,50 m Breite ab begehba-
rem Straßenrand bei allen Straßen und
Straßenteilen, deren Benutzung durch
Fußgänger vorgesehen oder geboten ist,
insbesondere in verkehrsberuhigten Be-
reichen (Zeichen 325/326 StVO) und Fuß-
gängerbereichen (Zeichen 242/243 StVO).

(4) Als Fahrbahn im Sinne dieser Satzung gilt die
gesamte übrige Straßenoberfläche, also ne-
ben den dem Fahrverkehr dienenden Teilen
der Straße insbesondere auch die Trennstrei-
fen, befestigten Seitenstreifen, die Bankette,
die Bushaltestellenbuchten sowie die Radwe-
ge.

lastet, so tritt an die Stelle des Eigentümers der
Erbbauberechtigte.

§ 2
Übertragung der Reinigungspflicht auf die Grund-

stückseigentümer

(1) Die Reinigung der im anliegenden Straßenver-
zeichnis besonders kenntlich gemachten Fahr-
bahnen und Gehwege wird in dem darin festge-
legten Umfang und Zeitraum den Eigentümern der
an sie angrenzenden und durch sie erschlosse-
nen Grundstücke auferlegt. Das Straßenverzeich-
nis ist Bestandteil dieser Satzung.

(2) Auf Antrag des Reinigungspflichtigen kann ein
Dritter durch schriftliche Erklärung gegenüber der
Gemeinde mit deren Zustimmung die Reini-
gungspflicht übernehmen, wenn eine ausreichen-
de Haftpflichtversicherung nachgewiesen wird;
die Zustimmung ist jederzeit widerruflich und nur
solange wirksam, wie die Haftpflichtversicherung
besteht.

(3) Die nach anderen Rechtsvorschriften beste-
hende Verpflichtung des Verursachers, au-
ßergewöhnliche Verunreinigungen oder Abfall
unverzüglich zu beseitigen, befreit den Reini-
gungspflichtigen nicht von seiner Reini-
gungspflicht.

§ 2
Übertragung der Reinigungspflicht auf die Grund-

stückseigentümer

(1) Die Reinigung der im anliegenden Straßenver-
zeichnis besonders kenntlich gemachten Fahr-
bahnen und Gehwege wird in dem darin festge-
legten Umfange den Eigentümern der an sie an-
grenzenden und durch sie erschlossenen
Grundstücke (§ 4) auferlegt. Sind die Grund-
stückseigentümer beider Straßenseiten reini-
gungspflichtig, so erstreckt sich die Reinigung nur
bis zur Straßenmitte. Das Straßenverzeichnis ist
Bestandteil dieser Satzung.

(2) Auf Antrag der Reinigungspflichtigen kann ein
Dritter durch schriftliche Erklärung gegenüber der
Gemeinde mit deren Zustimmung die Reini-
gungspflicht an seiner Stelle übernehmen, wenn
eine ausreichende Haftpflichtversicherung nach-
gewiesen wird; die Zustimmung ist jederzeit wi-
derruflich und nur so lange wirksam, wie die Haft-
pflichtversicherung besteht.

§ 3
Umfang der übertragenen Straßenreinigungspflicht

(1) Die Fahrbahnreinigungspflicht erstreckt sich
jeweils bis zur Straßenmitte. Ist nur auf einer
Straßenseite ein reinigungspflichtiger Anlie-
ger vorhanden, erstreckt sich die Reinigungs-
pflicht auf die gesamte Straßenfläche.

(2) Selbständige Gehwege sind entsprechend
Abs. 1, die übrigen Gehwege in ihrer gesam-
ten Breite zu reinigen. Die Gehwegreinigung
umfasst unabhängig vom Verursacher auch
die Beseitigung von Unkraut und sonstigen
Verunreinigungen.

§ 3
Art und Umfang der Reinigungspflicht nach § 2

Abs. 1
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(2) Fahrbahnen und Gehwege sind innerhalb der
letzten drei Tage des nach § 2 Abs. 1 festge-
legten Reinigungszeitraums zu säubern. Be-
lästigende Staubentwicklung ist zu vermeiden.
Verunreinigungen sind nach Beendigung der
Säuberung unverzüglich unter Berücksichti-
gung der Abfallbeseitigungsbestimmungen zu
entsorgen. Laub ist unverzüglich zu beseiti-
gen, wenn es eine Gefährdung des Verkehrs
darstellt.

§ 4
Umfang der übertragenen Winterwartungspflicht

(1) Die Gehwege sind in einer Breite von 1,50 m
von Schnee freizuhalten. Auf Gehwegen ist
bei Eis- und Schneeglätte zu streuen, wobei
die Verwendung von Salz oder sonstigen auf-
tauenden Stoffen grundsätzlich verboten ist;
ihre Verwendung ist nur erlaubt
a) in besonderen klimatischen Ausnahme-

fällen (z.B. Eisregen), in denen durch Ein-
satz von abstumpfenden Mitteln keine
hinreichende Streuwirkung zu erzielen ist,

b) an gefährlichen Stellen an Gehwegen, wie
z.B. Treppen, Rampen, Brückenauf- oder -
abgängen, starken Gefälle- bzw. Stei-
gungsstrecken oder ähnlichen Gehweg-
abschnitten.

(2) An Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel
oder für Schulbusse müssen die Gehwege so
von Schnee freigehalten und bei Glätte be-
streut werden, dass ein gefahrloses Ein- und
Aussteigen sowie ein gefahrloser Zu- und Ab-
gang zu den Haltestelleneinrichtungen ge-
währleistet ist.

(3) Ist die Winterwartung der Fahrbahn übertra-
gen, so sind bei Eis- und Schneeglätte
- gekennzeichnete Fußgängerüberwege
- Querungshilfen über die Fahrbahn und
- Übergänge für Fußgänger in Fortsetzung der

Gehwege an Straßenkreuzungen oder -
einmündungen

jeweils bis zur Mitte der Fahrbahn zu bestreu-
en, wobei abstumpfende Mittel vorrangig vor
auftauenden Mitteln einzusetzen sind. § 3 Abs.
1 der Satzung gilt entsprechend.

(4) In der Zeit von 7.00 bis 20.00 Uhr gefallener
Schnee und entstandene Glätte sind unverzüglich
nach Beendigung des Schneefalls bzw. nach dem
Entstehen der Glätte zu beseitigen. Nach 20.00
Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte
sind werktags bis 7.00 Uhr, sonn- und feiertags
bis 9.00 Uhr des folgenden Tages zu beseitigen.
Der Schnee ist auf dem an die Fahrbahn gren-
zenden Teil des Gehweges oder notfalls auf
dem Fahrbahnrand so zu lagern, dass der
Fußgänger- und Fahrverkehr hierdurch nicht
mehr als unvermeidbar gefährdet oder behin-
dert wird. Baumscheiben und begrünte Flächen
dürfen nicht mit Salz oder sonstigen auftauenden
Materialien bestreut, salzhaltiger oder sonstige
auftauende Mittel enthaltender Schnee darf auf
ihnen nicht gelagert werden. Die Einläufe in Ent-
wässerungsanlagen und die Hydranten sind von
Eis und Schnee freizuhalten. Schnee und Eis von
Grundstücken dürfen nicht auf die Straße ge-

(1) Fahrbahnen, Gehwege sind mindestens einmal
wöchentlich zu säubern und zwar bis spätestens
samstags, 17.00 Uhr. Belästigende Staubent-
wicklung ist zu vermeiden. Kehricht und sonstiger
Unrat sind nach Beendigung der Säuberung un-
verzüglich zu entfernen.

(2) Die Gehwege sind in einer für den Fußgänger-
verkehr erforderlichen Breite von Schnee freizu-
halten. Bei Eis- und Schneeglätte sind die Fuß-
gängerüberwege und die gefährlichen Stellen auf
den von den Grundstückseigentümern zu reini-
genden Fahrbahnen zu bestreuen, wobei ab-
stumpfende Mittel vorrangig vor auftauenden
Mitteln einzusetzen sind.

(3) Auf Gehwegen ist bei Eis- oder Schneeglätte zu
streuen, wobei abstumpfende Mittel vorrangig vor
auftauenden Mitteln einzusetzen sind. Salz oder
sonstige auftauende Stoffe sollten grundsätzlich
nur verwendet werden,
a) in besonderen klimatischen Ausnahmefällen

(z. B. Eisregen), in denen durch Einsatz von
abstumpfenden Mitteln keine hinreichende
Streuwirkung zu erzielen ist,

b) an gefährlichen Stellen an Gehwegen, wie z.
B. Treppen, Rampen, Brückenauf- oder -
abgängen, starke Gefälle- bzw. Steigungs-
strecken oder ähnlichen Gehwegabschnitten.

Baumscheiben und begrünte Flächen dürfen nicht
mit Salz oder sonstigen auftauenden Materialien
bestreut, salzhaltiger oder sonstige auftauende
Mittel enthaltener Schnee darf nicht auf ihnen ge-
lagert werden.

(4) In der Zeit von 7.00 bis 20.00 Uhr gefallener
Schnee und entstandene Glätte sind unverzüglich
nach Beendigung des Schneefalles bzw. nach
dem Entstehen der Glätte zu beseitigen. Nach
20.00 Uhr gefallener Schnee und entstandene
Glätte sind werktags bis 7.00 Uhr, sonn- und fei-
ertags bis 9.00 Uhr des folgenden Tages zu be-
seitigen.

(5) An Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel oder
für Schulbusse müssen die Gehwege so von
Schnee freigehalten und bei Glätte bestreut wer-
den, dass ein gefahrloser Zu- und Abgang ge-
währleistet ist.

(6) Der Schnee ist auf dem an die Fahrbahn gren-
zenden Teil des Gehweges oder -  wo dies nicht
möglich ist - auf dem Fahrbahnrand so zu lagern,
dass der Fahr- und Fußgängerverkehr hierdurch
nicht mehr als vermeidbar gefährdet oder behin-
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schafft werden. dert wird. Die Einläufe in Entwässerungsanlagen
und die Hydranten sind von Eis und Schnee frei-
zuhalten. Schnee und Eis von Grundstücken
dürfen nicht auf den Gehweg und die Fahrbahn
geschafft werden.

(7) Die nach anderen Rechtsvorschriften bestehende
Verpflichtung des Verursachers, außergewöhnli-
che Verunreinigungen unverzüglich zu beseitigen,
bleibt unberührt.

(Die Definition des Grundstücks ist in der Muster-
satzung nicht mehr vorgesehen.)

§ 4
Begriff des Grundstücks

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unab-
hängig von der Eintragung im Liegenschaftska-
taster und im Grundbuch jeder zusammenhän-
gende Grundbesitz, der eine selbständige wirt-
schaftliche Einheit bildet.

(2) Erschlossen ist ein Grundstück dann, wenn seine
wirtschaftliche oder verkehrliche Nutzung durch
die Straße, insbesondere durch einen Zugang o-
der eine Zufahrt, möglich ist. Das gilt in der Regel
auch, wenn das Grundstück durch Anlagen wie
Gräben, Böschungen, Grünanlagen, Mauern oder
in ähnlicher Weise von der Straße getrennt ist.

§ 5
Benutzungsgebühren

Die Gemeinde erhebt für die von ihr durchgeführte
Reinigung der öffentlichen Straßen Benutzungsgebüh-
ren nach § 6 Abs. 2 KAG NRW in Verbindung mit § 3
Abs. 1 StrReinG NRW. Den Kostenanteil, der auf das
allgemeine öffentliche Interesse an der Reinigung
sowie auf die Reinigung der Straßen oder Straßenteile
entfällt, für die eine Gebührenpflicht nicht besteht, trägt
die Gemeinde.

§ 5
Benutzungsgebühren

Die Gemeinde erhebt für die von ihr durchgeführte
Reinigung der öffentlichen Straßen Benutzungsgebüh-
ren nach § 6 Abs. 2 KAG in Verbindung mit § 3 Abs. 1
StrReinG NW. Den Kostenanteil, der auf das allgemei-
ne öffentliche Interesse an der Straßenreinigung sowie
auf die Reinigung der Straßen oder Straßenteile ent-
fällt, für die eine Gebührenpflicht nicht besteht, trägt
die Gemeinde.

§ 6
Gebührenmaßstab und Gebührensatz

(Frontmetermaßstab)

(1) Maßstab für die Benutzungsgebühr sind die
Grundstücksseite entlang der Straße, durch die
das Grundstück erschlossen ist (Frontlänge), die
Straßenart und die Zahl der wöchentlichen Reini-
gungen. Grenzt ein durch die Straße erschlosse-
nes Grundstück nicht oder nicht mit der gesamten
der Straße zugewandten Grundstücksseite an
diese Straße, so wird anstelle der Frontlänge
bzw. zusätzlich zur Frontlänge die der Straße zu-
gewandte Grundstücksseite zugrunde gelegt.
Zugewandte Grundstücksseiten sind diejeni-
gen Abschnitte der Grundstücksbegren-
zungslinie, die mit der Straßengrenze gleich,
parallel oder in einem Winkel von weniger als
45 Grad verlaufen. Keine zugewandten Seiten
sind die hinter angrenzenden und zugewand-
ten Fronten liegenden abgewandten Seiten.

Grenzt ein durch die Straße erschlossenes
Grundstück nicht oder nur zum Teil an diese
Straße und weist es im übrigen keine ihr zuge-
wandte Grundstücksseite auf, so wird die Front-
länge bzw. Grundstücksseite zugrunde gelegt, die

§ 6
Gebührenmaßstab und Gebührensatz

(1) Maßstab für die Benutzungsgebühr sind die
Grundstücksseite entlang der Straße, durch die
das Grundstück erschlossen ist (Frontlänge), die
Straßenart (Absatz 4) und die Zahl der wöchentli-
chen Reinigungen. Grenzt ein durch die Straße
oder den selbständigen Gehweg erschlossenes
Grundstück nicht oder nicht mit der gesamten der
Straße zugewandten Grundstücksseite an diese
Straße, so wird an Stelle der Frontlänge bzw. zu-
sätzlich zur Frontlänge die der Straße zuge-
wandte Grundstücksseite zugrunde gelegt. Als
der Straße zugewandt im Sinne des Satzes 2 gilt
eine Grundstücksseite, wenn sie parallel oder in
einem Winkel von weniger als 45° zur Straße
verläuft.

Grenzt ein durch die Straße erschlossenes
Grundstück nicht oder nur zum Teil an diese
Straße und weist es im übrigen keine ihr zuge-
wandte Grundstücksseite auf, so wird die Front-
länge bzw. Grundstücksseite zugrunde gelegt, die
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sich bei einer gedachten Verlängerung dieser
Straße in gerader Linie ergeben würde.

Grenzt ein Grundstück mit verschiedenen Grund-
stücksseiten an verschiedene befahrbare Stra-
ßenteile derselben mit Kraftfahrzeugen befahrba-
ren Erschließungsanlage, so wird die längste
Grundstücksseite von den an die verschiedenen
Straßenabschnitte grenzenden Grundstückssei-
ten als Frontlänge zur Bemessung der Straßen-
reinigungsgebühr zugrunde gelegt.

(2) Liegt ein Grundstück an mehreren zu reinigenden
Straßen, so werden die Grundstücksseiten an
den Straßen zugrunde gelegt, durch die eine wirt-
schaftliche oder verkehrliche Nutzung des Grund-
stücks möglich ist; bei abgeschrägten oder ange-
rundeten Grundstücksgrenzen wird der Schnitt-
punkt der geraden Verlängerung der Grund-
stücksgrenzen zugrunde gelegt. Wird ein
Grundstück über eine unselbständige öffentli-
che Stichstraße oder einen unselbständigen
öffentlichen Stichweg erschlossen, ist nur die
an den Hauptzug angrenzende bzw. dem
Hauptzug zugewandte Seite zugrunde zu le-
gen.

(3) Bei der Feststellung der Grundstücksseiten nach
den Absätzen 1 und 2 werden Bruchteile eines
Meters bis zu 50 cm einschließlich abgerundet
und über 50 cm aufgerundet.

(4) Bei einer einmaligen wöchentlichen Reinigung
beträgt die Benutzungsgebühr je Frontmeter (Ab-
sätze 1 bis 3) jährlich 1,29 €.

Bei mehrfacher Reinigung vervielfacht sich die
Gebühr entsprechend.

(2) Die Anzahl der wöchentlichen Reinigungen in den
einzelnen Straße ergeben sich aus dem Straßen-
verzeichnis.

sich bei einer gedachten Verlängerung dieser
Straße in gerader Linie ergeben würde.

Grenzt ein Grundstück mit verschiedenen Grund-
stücksseiten an verschiedene befahrbare Stra-
ßenteile derselben mit Kraftfahrzeugen befahrba-
ren Erschließungsanlage, so wird die längste
Grundstücksseite von den an die verschiedenen
Straßenabschnitte grenzenden Grundstückssei-
ten als Frontlänge zur Bemessung der Straßen-
reinigungsgebühr zugrunde gelegt.

(2) Liegt ein Grundstück an mehreren zu reinigenden
Straßen, so werden die Grundstücksseiten an
den Straßen zugrunde gelegt, durch die eine wirt-
schaftliche oder verkehrliche Nutzung des Grund-
stücks möglich ist; bei abgeschrägten oder ange-
rundeten Grundstücksgrenzen wird der Schnitt-
punkt der geraden Verlängerung der Grund-
stücksgrenzen zugrunde gelegt.

(3) Bei der Feststellung der Grundstücksseiten nach
den Absätzen 1 und 2 werden Bruchteile eines
Meters bis zu 50 cm einschließlich abgerundet
und über 50 cm aufgerundet.

(4) Bei einer einmaligen wöchentlichen Reinigung
beträgt die Benutzungsgebühr je Meter Grund-
stücksseite (Absätze 1 bis 3) jährlich 1,11 €.

Bei mehrfacher Reinigung vervielfacht sich die
Gebühr entsprechend.

(5) Die Anzahl der wöchentlichen Reinigungen in den
einzelnen Straßen ergeben sich aus dem Stra-
ßenverzeichnis (§ 2 Abs. 2).

§ 7
Gebührenpflichtige

(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer bzw. Erb-
bauberechtigte des erschlossenen Grundstücks.
Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuld-
ner.

(2) Im Fall eines Eigentumswechsels ist der neue
Eigentümer vom Beginn des auf den Wechsel
folgenden Monats gebührenpflichtig.

(3) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Er-
rechnung der Gebühren erforderlichen Auskünfte
zu erteilen und zu dulden, dass Beauftragte der
Gemeinde das Grundstück betreten, um die Be-
messungsgrundlagen festzusetzen oder zu über-
prüfen.

§ 7
Gebührenpflichtige

(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer bzw. Erb-
bauberechtigte des erschlossenen Grundstücks.
Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuld-
ner.

(2) Im Falle eines Eigentümerwechsel ist der neue
Eigentümer vom Beginn des Monats an gebüh-
renpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung
folgt.

(3) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Er-
rechnung der Gebühren erforderlichen Auskünfte
zu erteilen und zu dulden, dass Beauftragte der
Gemeinde das Grundstück betreten, um die Be-
messungsgrundlagen festzusetzen oder zu über-
prüfen.

§ 8
Entstehung, Änderung und Fälligkeit der Gebühr

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Ersten des
Monats, der auf den Beginn der regelmäßigen

§ 8
Entstehung, Änderung und Fälligkeit der Gebühr

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Ersten des
Monats, der auf den Beginn der regelmäßigen
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Reinigung der Straße folgt. Sie erlischt mit dem
Ende des Monats, mit dem die regelmäßige Rei-
nigung eingestellt wird.

(2) Ändern sich die Grundlagen für die Berech-
nung der Gebühr, so mindert oder erhöht sich
die Benutzungsgebühr mit Beginn des auf die
Änderung folgenden Monats. Bei einem Aus-
bleiben der turnusgemäßen Straßenreinigung
auf der gesamten Straße bis zu vier mal im
Jahr bzw. bei einem Ausbleiben infolge von
Witterung und Feiertagen besteht kein An-
spruch auf Gebührenminderung. Das gleiche
gilt bei unerheblichen Reinigungsmängeln
insbesondere wegen parkender Fahrzeuge,
Straßeneinbauten und Straßenbauarbeiten nur
auf einem Teilstück der Straße. Bei einem er-
heblichen Ausbleiben und erheblichen Män-
geln kann der Anspruch auf Gebührenerstat-
tung nur bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist
gegen die folgende Jahresveranlagung
schriftlich geltend gemacht werden.

(3) Die Benutzungsgebühr wird einen Monat nach
Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.
Wenn die Gebühr zusammen mit anderen Ab-
gaben angefordert wird, kann ein späterer
Fälligkeitszeitpunkt angegeben werden.

Reinigung der Straße folgt. Sie erlischt mit dem
Ende des Monats, mit dem die regelmäßige Rei-
nigung eingestellt wird.

(2) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung
der Gebühr, so mindert oder erhöht sich die Be-
nutzungsgebühr vom Ersten des Monats an, der
der Änderung folgt. Falls die Reinigung aus zwin-
genden Gründen für weniger als einen Monat
eingestellt werden muss, besteht kein Anspruch
auf Gebührenminderung. Ein Minderungsan-
spruch besteht auch nicht, wenn für weniger als 3
Monate die Reinigung insbesondere wegen Stra-
ßenbauarbeiten oder anderer örtlicher Begeben-
heiten in ihrer Intensität und flächenmäßigen
Ausdehnung eingeschränkt werden muss.

(3) Die Nutzungsgebühr wird einen Monat nach Zu-
gang des Gebührenbescheides fällig. Die Stra-
ßenreinigungsgebühr kann auch zusammen mit
der Grundsteuer in einem gemeinsamen Be-
scheid erhoben werden. Die Fälligkeit der Ge-
samtbeträge richtet sich dann nach §§ 28 bis 31
Grundsteuergesetz.

§ 9
Ordnungswidrigkeit

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig
- seiner Reinigungspflicht nach §§ 2 – 4 dieser

Satzung nicht nachkommt oder
- gegen ein Ge- oder Verbot der §§ 2 - 4 dieser

Satzung verstößt.

(2) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in
der jeweils gültigen Fassung. Zuständige Behör-
de im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der
Bürgermeister.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig
a) seiner Reinigungspflicht nach  § 2 dieser Sat-

zung nicht nachkommt,
b) gegen ein Ge- oder Verbot des § 3 dieser

Satzung verstößt.

(2) Bei Zuwiderhandlungen gegen diese Satzung
kann für jeden Fall der Zuwiderhandlung eine
Geldbuße verhängt werden. Bei Vorsatz kann die
Geldbuße bis zu 500,00 €, bei Fahrlässigkeit bis
zu 250,00 € betragen.

(3) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in
der jeweils gültigen Fassung. Zuständige Behör-
de im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der
Gemeindedirektor.

§ 10
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2007 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Straßenreini-
gung und die Erhebung von Straßenreinigungsge-
bühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung)
vom 16. Dezember 1986, zuletzt geändert durch
Änderungssatzung vom 19. Dezember 2005, außer
Kraft.

§ 10
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.1987 in Kraft. Gleichzeitig
tritt die Satzung über die Straßenreinigung vom
27.12.1976, zuletzt geändert durch Änderungssatzung
vom 09.08.1979, und die Satzung über die Erhebung
von Straßenreinigungsgebühren vom 18.03.1977,
zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom
20.11.1978 außer Kraft.


